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140/E XXVI. GP 

 

Entschließung 
des Nationalrates vom 25. September 2019 

betreffend Erklärung des Climate Emergency 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 
● den Climate Emergency zu erklären und damit die Eindämmung der Klima- und Umweltkrise und 

ihrer schwerwiegenden Folgen als Aufgabe höchster Priorität anzuerkennen. 
● zusätzlich zu den Veröffentlichungen österreichischer gesetzlicher Institutionen die wissenschaftli-

chen Berichte des „Intergovernmental Panel on Climate Change“ (IPCC), des „Austrian Panel on 
Climate Change“ (APCC) und der „Intergovernmental Science-Policy Platform on Biodiversity and 
Ecosystem Services“ (IPBES) als sachliche Grundlage für zukünftige Klima- und Umweltpolitik 
heranzuziehen, 

● und darauf aufbauend im Rahmen der Nachbesserung des Nationalen Energie- und Klimaplans 
(NEKP) umgehend Maßnahmen vorzubereiten, welche den Ausstoß von Treibhausgasen ohne Ein-
satz von risikoreichen Kompensationstechnologien und ohne Ankauf von Emissions-Zertifikaten 
nachweislich verringern. Ziel soll es sein, die Emissionen ehestmöglich, doch noch vor Mitte des 
Jahrhunderts, und sozial verträglich über die Ziele des Pariser Klimaschutzabkommens hinaus auf 
Netto-Null zu reduzieren, um Österreichs angemessenen Beitrag zur Begrenzung der Erderwärmung 
auf 1,5°C zu leisten. 

● bei zukünftigen Entscheidungen auch stets die Auswirkungen auf das Klima und den Klimaschutz 
feststellen zu lassen, transparent und nachvollziehbar darzustellen und zu berücksichtigen. 

● zu Fortschritten und Schwierigkeiten bei der Emissions-Reduktion im Speziellen, sowie beim Kli-
ma- und Umweltschutz im Allgemeinen, dem Nationalrat und der Öffentlichkeit das halbjährliche 
Protokoll des Klimaschutzkomitees vorlegen zu lassen. 

● die österreichische Bevölkerung über alle öffentlichen Kanäle umfassend und beständig über die 
Klima- und Umweltkrise, ihre Ursachen und Auswirkungen sowie über die Maßnahmen, welche ge-
gen diese ergriffen werden, zu informieren. 

● sich auf EU- und internationaler Ebene für die Erreichung des 1,5°C-Ziels politisch einzusetzen, 
entsprechende Maßnahmen zum Klima- und Umweltschutz auch von anderen Ländern einzufordern, 
sich für Erneuerbare Energien und gegen Energiegewinnung mittels Kernspaltung auszusprechen, 
sowie die Erfüllung des globalen Ziels durch den eigenen angemessenen Beitrag von Österreich zur 
Treibhausgasreduktion voranzutreiben. 

● bei der Umsetzung entsprechender Maßnahmen mit den Bundesländern und Gemeinden zu kooperie-
ren und sich mit diesen abzustimmen. 
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